


Schneller ans Ziel: 
Planung und Bau von Radwegen beschleunigen

Das WichƟ gste in Kürze

• Mit dem Brandenburgischen Mobilitätsgesetz (BbgMobG, 2024) und der Radverkehrs-
strategie 2030 hat das Land Brandenburg einen verbindlichen Rahmen und ambiƟ o-
nierte Ziele gesetzt. Das Konzept „Radnetz Brandenburg“ (Februar 2026) liefert dafür 
erstmals eine baulasƩ rägerübergreifende Planungsgrundlage für die Radverkehrsin-
frastruktur. Die Verwaltungspraxis zeigt jedoch: oŌ  dauern die Planung und der Bau 
von Radwegen über 10 Jahre. Die Finanzierung ist nicht das Hauptproblem. Gebremst 
werden die Vorhaben durch bürokraƟ sche Rahmenbedingungen und die daraus resul-
Ɵ erenden langwierigen Planungsprozesse.

• Konkret bedeutet das: Wer Planungsprozesse beschleunigen will, muss früh ansetzen: 
Verzögerungen entstehen fast immer, weil (rechtlich und inhaltlich) erforderliche Ab-
sƟ mmungen mit einer Vielzahl an zu beteiligten Akteuren zu spät erfolgen – mit dem 
Ergebnis teurer und administraƟ v aufwendiger Korrekturrunden in späten Leistungs-
phasen. Eine verbindliche gemeinsame Vorbereitungsphase („Phase 0“) beugt dem vor.

• Starre Förderbedingungen und rechtliche Rahmensetzungen blockieren zeitgleich 
pragmaƟ sche Lösungen: Kleine Abweichungen von Standardbreiten führen beispiels-
weise zum FördermiƩ elausschluss; Regelwerksänderungen während laufender Projekte 
erzwingen Doppelprüfungen.

• Die ArbeitsgemeinschaŌ  Fahrradfreundliche Kommunen Brandenburg (AGFK BB) hat 10 
konkrete Handlungsempfehlungen erarbeitet – als Beitrag zum BürokraƟ eabbau, zur 
Föderalen Modernisierungsagenda und zu einer wirkungsorienƟ erten Radverkehrs-
planung im Land Brandenburg. Die AGFK bietet der Landesregierung und dem Landtag 
einen Dialog an, um diese gemeinsam umzusetzen. 
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Kommen Sie gern auf uns zu – wir freuen uns auf das Gespräch.

• Kontakt: Frau Stephanie Kuntze, Vorsitzende der AGFK BB · Stellvertretende Bürgermeisterin 
der Stadt Herzberg (Elster) · [Kuntze@stadt-herzberg] · [+49 3535 482 210]

• ProjektkoordinaƟ on: Herr ChrisƟ an Wessel, WissenschaŌ licher Mitarbeiter an der TH Wildau 
(Professur Radverkehr in intermodalen Verkehrsnetzen) · [chrisƟ an.wessel@th-wildau.de] · 
[+49 173 200 3 200]

Über die ArbeitsgemeinschaŌ  Fahrradfreundliche Kommunen Brandenburg (AGFK BB)

Die AGFK Brandenburg hat 45 Mitglieder (Juli 2026). Damit werden 87 Prozent der Einwoh-
nenden Brandenburgs über ihre Landkreise, Städte und Gemeinden durch die AGFK Branden-
burg erreicht. Weitere InformaƟ onen über uns: hƩ ps://www.agŅ -brandenburg.de/ 
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Ausgangslage: Bessere Planungsprozesse sind der Schlüssel zu 
Radwegebau und BürokraƟ eabbau

Mit dem Brandenburgischen Mobilitätsgesetz (BbgMobG, 2024) und der Radverkehrsstrategie 
2030 hat sich das Land Brandenburg einen verbindlichen Rahmen und ambiƟ onierte Ziele gesetzt, 
um mehr Menschen für das Fahrrad als gesundes, ressourcenschonendes und kostengünsƟ ges 
VerkehrsmiƩ el zu gewinnen. Im am 20. Februar 2026 
veröff entlichten Konzept „Radnetz Brandenburg" wur-
de erstmals eine baulasƩ rägerübergreifende Bedarfs-
ermiƩ lung für eine landesweite Radverkehrsinfrastruk-
tur vorgelegt. Das Zielnetz umfasst rund 7.900 Kilometer 
– mehr, als bis 2045 umsetzbar ist, weshalb bereits ein 
Umsetzungsplan zur schriƩ weisen Priorisierung erar-
beitet wird. Welche verwaltungsprakƟ sche Dimension 
darin steckt, zeigt ein einzelnes Beispiel: Allein für den 
Landkreis Dahme-Spreewald umfasst das Zielnetz rund 
633 Kilometer Radwegverbindungen, ein anspruchsvol-
les Ziel – denn trotz poliƟ schen Willens und verfügbarer 
Förderung ziehen sich Planung und Bau von Radwegen 
häufi g über viele Jahre. Selbst kleinere Vorhaben kön-
nen – das zeigen Forschung wie Praxis – bis zu zehn Jahre in Anspruch nehmen. Verzögerungen 
entstehen dabei weniger durch einzelne formale Verfahren als durch das Zusammenspiel vieler 
Akteure, fehlende verbindliche Fristen, unklare Zuständigkeiten und SchniƩ stellenprobleme 
zwischen kommunaler und Landesebene.

Zugleich führen Haushaltslage und Prioritätensetzung der Landesregierung zu Kürzungen bei der 
Radverkehrsförderung — was die kommunale Ebene besonders triŏ  . Das macht bessere Prozes-
se, vollzugssensiblere Rahmenbedingungen und eine wirkungsorienƟ erte Zusammenarbeit noch 
notwendiger: Wenn weniger MiƩ el zur Verfügung stehen, muss jeder Euro seine volle Wirkung 
enƞ alten.

Um Prozessabläufe zu verbessern und Verfahren zu beschleunigen, werden im Folgenden im Sin-
ne des BürokraƟ eabbaus Vorschläge an Landesregierung und Landtag formuliert. Der Fokus liegt 
dabei auf der täglichen Arbeit der Verwaltungsmitarbeitenden, um diese tatsächlich zu erleich-
tern. Die Handlungsempfehlungen und Einschätzungen fußen auf Erfahrungen aus dem AGFK-
BB-Projekt „Prozessverbesserungen bei Planung und Bau von Radwegen“, in das Umfragen und 
Workshops mit Akteuren aus dem Land Brandenburg eingefl ossen sind.1  Die Empfehlungen sind 
zeitgleich ein konkreter Beitrag zur Umsetzung der Föderalen Modernisierungsagenda im Be-
reich Radverkehrsplanung.

1 AGFK-BB-Projekt „Prozessverbesserungen bei Planung und Bau von Radwegen“ (seit Dezember 2025); moderierte Prozessdis-
kussion vom 12.03.2026 an der TH Wildau, Mitgliederbefragung in der AGFK BB; begleitende verwaltungswissenschaŌ liche 
Forschung zur interkommunalen Mobilitätsplanung.
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Drei Handlungsfelder für eine bessere Umsetzung
Aus den Befunden des Projektes ergeben sich 10 konkrete Handlungsempfehlungen, gebündelt 
in drei Handlungsfeldern. Für jedes Handlungsfeld wird zunächst das zugrunde liegende Prob-
lem benannt und daraus die empfohlenen Maßnahmen abgeleitet. Die Ansätze konzentrieren 
sich bewusst auf das, was Land und Kommunen gemeinsam gestalten können; bundesrecht-
liche Regelungen bleiben ausgeklammert.
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Früh und verbindlich 

gemeinsam aufstellen

B
Vollzugssensibler Rechts- 

und Förderrahmen

C
Zusammenarbeit, 

Digitalisierung, Wissen

1 Kommunen früh 
einbinden

2 Verbindliche frühzeiƟ ge 
TöB-Einbindung

3 Scoping-Termin in den 
Förderbedingungen 
verankern

8 Erfahrungstransfer 
systematisch fördern 

9 Digitale Planungstools 
einbeƩ en

10 Kommunale Ex per Ɵ se 
nutzen 

Handlungsfeld

Handlungsfeld A • Früh und verbindlich gemeinsam aufstellen

Die Herausforderung: Die Mehrheit der im 
Verfahren auŌ retenden Verzögerungen hat 
ihre Ursache bereits am Anfang des Planungs-
prozesses. Beschleunigung entsteht nicht 
durch den Abbau früher AbsƟ mmungen, son-
dern durch deren systemaƟ sche und verbind-
liche Vorverlagerung. Denn werden Belange 
wie Grunderwerb, Naturschutz und Förderfä-
higkeit erst spät geklärt, sind aufwändige Kor-

rektur-AbsƟ mmungsschleifen die Folge und es 
fehlen verbindliche Vorgaben dazu, wer wann 
und in welcher Tiefe zu beteiligen ist. Also fes-
te Fristen für die Mitwirkung von Behörden 
sind erforderlich! Eine gründliche 
Vorbereitungsphase verhindert 
die Folgekosten und sollte im Land 
Brandenburg für künŌ ige Vorhaben 
insƟ tuƟ onalisiert werden.

Kommunale Ebene früh bei der Prioritätensetzung einbinden. Möglichkeiten für eine För-
derung müssen frühzeiƟ g geklärt werden. Hierfür ist die BerücksichƟ gung der jeweiligen 

Verbindung im Konzept Radnetz Brandenburg und/oder in den Radverkehrskonzepten der Land-
kreise und der Gemeinden als Begründung für den Förderantrag erforderlich. Die kommunale 
Ebene mit ihrer Kenntnis der lokalen Gegebenheiten ist stärker in die Maßnahmenfestlegung 
einzubeziehen.

1

Handlungsfeld

Handlungsfeld

Maßnahmen

4 Ermessensspielräume 
ermöglichen und 
Stichtagsregelung 
einführen

5 Bauerlaubnisverträge 
fl exibilisieren 

6 Förderprogramme 
vereinfachen

7 Gesetze klarer 
formulieren
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FrühzeiƟ ge und verbindliche Einbindung aller beteiligten Akteure im Planungsprozess. Im 
Planungsprozess muss standardmäßig und verbindlich eine frühzeiƟ ge AbsƟ mmung mit den 

wichƟ gsten Trägern öff entlicher Belange (TöB) erfolgen. Die TöB und sonsƟ ge Behörden müssen 
verpfl ichtet werden, in einem gesetzten Terminrahmen verbindliche, d.h. auch möglichst lang-
frisƟ g gülƟ ge, AuskünŌ e und Stellungnahmen abzugeben. Die Liste der TöB ist großzügig zu be-
messen. 

Scoping-Termin in den Förderbedingungen verankern. Das Land hat über seine Förderbe-
dingungen einen wirksamen Hebel, um Ablauf, Rollen und Klärungsbedarf frühzeiƟ g festzu-

legen, indem es einen strukturierten Scoping-Termin zu Projektbeginn als Voraussetzung veran-
kert. In diesem Termin werden nicht nur erste wesentliche Belange ermiƩ elt, sondern verbindlich 
festgelegt, wie der weitere Planungsprozess abläuŌ .

Erster SchriƩ  – Gemeinsamer Leiƞ aden für die „Phase 0“
Land und Kommunen erarbeiten gemeinsam einen standardisierten Leiƞ aden für die 
Vorbereitungsphase von Planungsprozessen: Er legt fest, wer wann und in welcher Tie-
fe zu beteiligen ist und wird als verbindlicher Standard in die Projektabläufe übernom-
men. Das ist ohne Gesetzesänderung und mit geringem Aufwand sofort umsetzbar. 
Dass dieser Ansatz funkƟ oniert, zeigen Projekte wie die Radverkehrsinfrastruktur im 
Tesla-Umfeld oder der RadPark Eichwalde: Beschleunigung entstand dort nicht durch 
den Abbau von VerfahrensschriƩ en, sondern durch einen gemeinsam gewollten Er-
folg, frühzeiƟ ge AbsƟ mmung und konsequentes Projektmanagement.

Handlungsfeld B • Vollzugssensibler Rechts- und Förderrahmen

Die Herausforderung: Recht, Standards und 
Förderbedingungen für Radwege sind oŌ  zu 
starr und zu wenig auf die Realität der Voll-
zugspraxis von Gemeinden und Landkreisen 
zugeschniƩ en. Planung und Bau ziehen sich 
über mehrere Jahre. Ändern sich in diesem 
Zeitraum Regelwerke, kann das Doppelprüfun-
gen, Neuplanungen und Mehrkosten zur Folge 
haben. Zugleich verhindern starr angewendete 
technische Standards pragmaƟ sche, standort-

angepasste Lösungen. Gemeinden und 
Landkreise fi nanzieren Radwege fast aus-
schließlich über FördermiƩ el. Der sich 
über die Jahre eingeschliff ene Vollzug der 
„Förderverwaltungen“ bei Bewilligung 
und Auszahlung mit späten Bescheiden, kurzen 
Fristen und hohem Nachweisaufwand – ver-
schärŌ  durch unklare Formulierungen in der 
Auslegung der FördermiƩ elbedingungen – er-
zeugt vermeidbaren Aufwand. 

Ermessensspielräume ermöglichen und SƟ chtagsregelung einführen. Im Einzelfall muss mit 
Ermessensspielräumen von Standards abgewichen werden können. Dies gilt sowohl für die 

technischen Regeln (z.B. Empfehlungen für Radverkehrsanlagen) als auch für Förderprogramme. 
Radfahrende verstehen, dass ein Radweg zum Schutz einer jahrhundertealten Eiche für eine kur-
ze Strecke nicht die Standardbreite von 2,50 m besitzen muss; auch die Fahrradtauglichmachung 
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Beispiel – Landeswaldgesetz anpassen: Doppelbelastung beenden
Maßnahmen, die eine besondere WaldfunkƟ on verbessern, dürfen nicht gleichzeiƟ g mit 
Ausgleichspfl ichten für den Eingriff  in eben diese FunkƟ on belastet werden. Konkret: 
Ein Radweg erschließt den Wald und gilt sogar als Kriterium für die WaldfunkƟ on „Er-
holungswald“ – verbessert sie also. Dennoch wird heute zusätzlich ein forstrechtlicher 
Ausgleich verlangt. Diese Doppelbelastung lässt sich mit einer einzigen Formulierungs-
änderung aufl ösen. 

eines landwirtschaŌ lichen Weges darf nicht wegen abweichender Breiten zu einem FördermiƩ el-
ausschluss führen. GleichzeiƟ g müssen die zu Projektbeginn geltenden Regelwerke bis Projekt-
ende verbindlich bleiben: Änderungen während laufender Planung erzwingen Doppelprüfungen 
und Mehrkosten. Eine SƟ chtagsregelung — in anderen Rechtsbereichen als Bestandsschutz längst 
etabliert — überträgt dieses Prinzip auf technische Standards und Förderrichtlinien.

Bauerlaubnisverträge und Grunderwerb fl exibler gestalten. Bei der Gestaltung von Bau-
erlaubnisverträgen müssen fl exiblere Regelungen, die auch bei Planänderungen funkƟ onie-

ren, möglich sein. Hier sollte es den Gemeinden erlaubt sein, mit den Grundeigentümern auch 
Abweichungen von der ursprünglich angenommenen Flächeninanspruchnahme größer 3 % pau-
schal in den Verträgen zu vereinbaren, ohne dass eine Änderung des Bauerlaubnisvertrages erfor-
derlich ist – zumal Planänderungen häufi g nicht von den Gemeinden ausgehen, sondern aus spä-
teren Stellungnahmen und Gutachten (Verkehrssicherheit, Naturschutz, Bodendenkmalschutz, 
Baugrund, usw.) resulƟ eren.

Förderprogramme vereinfachen und an der Umsetzungsrealität ausrichten. Fördersum-
me und Nachweisaufwand müssen in einem vernünŌ igen Verhältnis stehen; MiƩ el sollten 

früh verbindlich zugesichert (ggf. unter Vorbehalt ab der Vorplanung), Bewilligungszeiträume der 
Komplexität angepasst und komplexe Vorhaben gemeinsam förderfähig sein. Vollzugsfähigkeit ist 
als eigenes Kriterium bei der Programmgestaltung mitzudenken; eine spezialisierte Förderbera-
tung auf Landkreisebene kann insbesondere kleinere Gemeinden entlasten.

Gesetzliche Regelungen klarer formulieren. Unklare gesetzliche Formulierungen belasten 
nicht nur Kommunen, sie zwingen auch Förderverwaltungen und Genehmigungsbehörden 

zu Schutzentscheidungen, die sich an der rechtssichersten staƩ  an der praxistauglichsten Aus-
legung orienƟ eren. Im Extremfall führt es dazu, dass Entscheidungen monatelang liegenbleiben, 
weil sich zwei Behörden nicht einigen können. Für mehr Rechtsklarheit und eine Vereinfachung 
von Planung und Bau von Radwegen sind insbesondere vier Regelungen zu überarbeiten: das 
Landeswaldgesetz (Anerkennung von Radwegen als Verbesserung der ErholungsfunkƟ on staƩ  
zusätzlicher Ausgleichspfl icht), der Runderlass zur naturschutzrechtlichen Eingriff sregelung 
(Ausgleich vorrangig durch Alleen und Baumreihen), die Auslegungshilfe zur UVP-Vorprüfung 
sowie § 38 Abs. 4 des Brandenburgischen Straßengesetzes (Planverzicht bei Maßnahmen un-
wesentlicher Bedeutung). Konkrete Vorschläge zur Überarbeitung der jeweiligen Gesetzesände-
rung sind als Anhang beigefügt.

Policy Brief • AGFK Brandenburg • Juli 2026

5

6

7

Anhang siehe 
letzte Seite 



6

Handlungsfeld C • Zusammenarbeit, Digitalisierung, Wissen

Die Herausforderung: Die stärkste Bremse 
ist kein einzelner VerfahrensschriƩ , sondern 
fehlende KommunikaƟ on zwischen den be-
teiligten Akteuren. Unsere Projektergebnisse 
zeigen: Erfolgreiche Projekte gelingen dort, 
wo früh Vertrauen aufgebaut und persönliche 
Kontakte bestehen – oŌ  schon, bevor formelle 
Verfahren beginnen. Verbindliche Austausch-
formate zwischen den beteiligten Akteuren, 

gemeinsam genutzte digitale Werkzeu-
ge und transparente Prioritäten fehlen 
jedoch meist. VerschärŌ  wird dies durch 
den demografi schen Wandel und die feh-
lenden FachkräŌ e in Verwaltungen und 
Planungsbüros: Wo Spezialwissen an einzelnen 
Personen hängt, geraten Projekte bei Personal-
wechsel zusätzlich ins Stocken.

Erfahrungswissen zwischen Praxis, Ausbildung und Forschung transferieren. Das Land kann 
gegensteuern: durch interkommunale Lernformate und Austauschstrukturen, die Verwal-

tungspraxis, Planungsbüros und Hochschulen dauerhaŌ  miteinander verbinden. Ein vielverspre-
chender Ansatz ist bereits vorhanden: Der duale Bachelorstudiengang „Mobilität und Verwaltung“ 
(MoVe) der TH Wildau verzahnt Studium und Praxisphasen im MIL, Landesbetrieb Straßenwesen 
und Landesamt für Bauen und Verkehr strukturell miteinander. Dieses Format sollte als Ausgangs-
punkt genutzt werden, um Wissenstransfer zwischen Verwaltung, Planungspraxis und Hochschu-
le pilothaŌ  weiterzuentwickeln — und auf weitere Akteure, etwa kommunale Verwaltungen und 
Planungsbüros, auszuweiten.

Digitalisierung kommunaler und interkommunaler Arbeitsprozesse nutzen. Digitale Werk-
zeuge enƞ alten ihren Nutzen nur, wenn sie in bestehende Arbeitsprozesse eingebeƩ et sind. 

Derzeit fehlt eine gemeinsame digitale Infrastruktur, die Projektstände und FörderinformaƟ onen, 
aber auch Geodaten und TöB-Kontakte, bündelt und für alle Beteiligten zugänglich macht. Ein sol-
ches Planungstool könnte AbsƟ mmungsaufwand erheblich reduzieren, Doppelarbeit vermeiden 
und die Nachvollziehbarkeit von Entscheidungen verbessern. Digitalisierung hilŌ , Erfahrungswis-
sen zu sichern und bei Personalwechsel im Haus zu halten. Eine interkommunale Plaƪ  orm könn-
te Synergien heben und kleineren Kommunen Zugang zu Werkzeugen ermöglichen, die sie allein 
nicht fi nanzieren könnten.

Kommunale ExperƟ se bei der Umsetzung der Modernisierungsagenda nutzen. Vom 
poliƟ schen Willen bis zur Wirkung beim Verwaltungshandeln vor Ort ist es ein langer 

Weg. Reformvorhaben auf Landesebene erreichen die kommunale Vollzugsebene häufi g mit er-
heblicher Verzögerung, ohne Rückmeldung darüber, ob sie in der Praxis funkƟ onieren. Die AGFK 

BB kann hier kommunale ExperƟ se bündeln und zum Beispiel bei 
der Umsetzung der föderalen Modernisierungsagenda mitwirken: 
Ihre Mitgliedskommunen erleben täglich, wo Regelungen greifen 
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und wo sie versagen. Dieses Erfahrungswissen ist wertvoll für die Weiterentwicklung von Geset-
zen, Erlassen und Förderprogrammen – es geht verloren, wenn kein insƟ tuƟ onalisierter Kanal da-
für besteht. Konkret schlägt die AGFK BB verbindliche, regelmäßige Austauschformate zwischen 
Landesverwaltung, Landtag und Kommunen vor.

Beispiel – Wissenstransfer zwischen Studium und Praxis: MoVe studieren
Ein Beispiel für gelungenen Wissenstransfer gibt es bereits in Brandenburg: Der duale 
Bachelorstudiengang „Mobilität und Verwaltung“ (MoVe) der TH Wildau startet dem-
nächst und verbindet Studium und Praxisphasen im Ministerium für Infrastruktur und 
LandwirtschaŌ  (MIL), beim Landesbetrieb Straßenwesen (LS) und beim Landesamt für 
Bauen und Verkehr (LBV). Die dort gewonnenen Erfahrungen sollten als Grundlage die-
nen, um ähnliche Formate weiterzuentwickeln und auf kommunale Verwaltungen und 
Planungsbüros auszuweiten.

Fazit: Den Raum des „Wir“ erweitern
Mit diesen Ansätzen lenkt die AGFK BB den Blick bewusst auf die Gestaltungspotenziale von 
Verwaltung und PoliƟ k auf kommunaler und Landesebene. Ohne vollzugssensiblere Rahmen-
bedingungen und effi  zientere Prozesse bleiben die Ziele der Radverkehrsstrategie 2030 und des 
Radnetz Brandenburg in der Fläche kaum umsetzbar. Ein wirksamerer und weniger aufwändiger 
Radwegebau stärkt zugleich Verkehrssicherheit, Gesundheit, Lebensqualität und Daseinsvor-
sorge im Land Brandenburg – und kann zur Basis für eine insgesamt bessere Radverkehrsför-
derung werden. Die AGFK BB steht für einen off enen Dialog über diese Ansätze. Wir möchten 
gemeinsam mit dem Land lösbare Probleme angehen und sind bereit, bei der Entwicklung und 
Erprobung von Vereinfachungen als Partner mitzuwirken.
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Kommen Sie gern auf uns zu – wir freuen 
uns auf das Gespräch.

• Kontakt: Frau Stephanie Kuntze, Vorsitzende der AGFK BB · Stellvertretende Bürger-
meisterin der Stadt Herzberg (Elster) · [Kuntze@stadt-herzberg] · [+49 3535 482 210]

• ProjektkoordinaƟ on: Herr ChrisƟ an Wessel, WissenschaŌ licher Mitarbeiter an der 
TH Wildau (Professur Radverkehr in intermodalen Verkehrsnetzen) · 
[chrisƟ an.wessel@th-wildau.de] · 
[+49 173 200 3 200]
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Anhang

Waldgesetz des Landes Brandenburg 
(LWaldG)

Maßnahmen, die zu einer Verbesserung der 
besonderen WaldfunkƟ on „Erholungswald“ 
führen, dürfen die Maßnahme nicht gleich-
zeiƟ g mit Ausgleichsmaßnahmen für den 
Eingriff  in diese besondere WaldfunkƟ on be-
lasten. Die Erschließung eines Waldes durch 
einen Radweg ist gemäß KarƟ erungsanlei-
tung des Landesbetriebs Forst ein wichƟ ges 
Kriterium für die Feststellung der besonde-
ren WaldfunkƟ on „Erholungswald“. Ein Rad-
weg verbessert also diese besondere Wald-
funkƟ on. Dennoch wird für den Bau eines 
Radweges in einem Wald mit dieser FunkƟ -
on ein zusätzlicher forstrechtlicher Ausgleich 
verlangt.

Waldgesetz des Landes Brandenburg

Gemeinsamer Runderlass des Ministeriums für Inf-
rastruktur und LandwirtschaŌ  und des Ministeriums 
für Umwelt und Verbraucherschutz zur Anwendung 
der naturschutzrechtlichen Eingriff sregelung bei der 
Errichtung von Radwegen

Die Formulierung ist im Sinne der Gesetzesklarheit zu 
überarbeiten. Die klare Aussage muss lauten: 

„Ersatz- und Ausgleich für den Bau vor Radwegen hat 
durch die Anlage von Alleen und Baumreihen zu er-
folgen. SonsƟ ge Maßnahmen sind nur erforderlich, 
wenn die Anlage von Alleen oder Baumreihen nicht 
möglich ist.“

Gemeinsamer Runderlass des Ministeriums für Inf

Auslegungshilfe zu den Regelungen über die Pfl icht zur 
Umweltverträglichkeitsprüfung

Die Formulierung ist im Sinne der Gesetzesklarheit zu 
überarbeiten. Die klare Aussage muss lauten: 

 „Eine Umweltverträglichkeitsprüfung und damit auch 
eine allgemeine Vorprüfung sind nicht erforderlich bei 
Radwegen außerhalb von Naturschutzgebieten oder Na-
tura 2000-Gebieten. Innerhalb von Naturschutzgebieten 
und Natura 2000-Gebieten ist eine allgemeine Vorprü-
fung nur erforderlich, wenn prioritäre Biotope betroff en 
sind.“

Dies gilt auch für Radwege, die vorprüfungsrelevante Fol-
gemaßnahmen verursachen, wie Radwege, für die eine 
forstrechtliche KompensaƟ on an anderer Stelle in Form 
von Erstauff orstungen oberhalb der Schwellenwerte ge-
mäß Nr. 17.1 der Anlage 1 zum UVP-Gesetz verursachen. 
Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass die Anbieter 
dieser Erstauff orstungsmaßnahmen diese bereits bezüg-
lich ihrer Umweltverträglichkeit geprüŌ  haben.

A l hilf d R l üb di Pfli ht

Brandenburgisches Straßengesetz 
(BbgStrG) – § 38 Abs. 4

Die Formulierung ist im Sinne der Ge-
setzesklarheit zu überarbeiten. Die 
klare Aussage muss lauten: 
Der Planverzicht ist nicht nur bei Än-
derungen oder Erweiterungen von 
unwesentlicher Bedeutung möglich, 
sondern auch insgesamt bei Maß-
nahmen von unwesentlicher Bedeu-
tung im Sinne des § 38 Abs. 4 Nrn. 1-3 
BbgStrG.

Brandenburgisches Straßengesetz

Vorschläge zur Überarbeitung der Formulierung von 
gesetzlichen Regelungen für mehr Planungssicherheit


